Finanzielle Last für Heimbewohner wird erträglicher

Ab 2005 werden Hilfeempfänger von Zuzahlungen befreit

Die finanzielle Last von Praxisgebühr und Zuzahlungen soll für Sozialhilfeempfänger in Heimen ab nächstem Jahr erträglicher gestaltet werden. Der Bundestag verabschiedete am 22. Oktober
mit rot-grüner Mehrheit eine entsprechende Gesetzesänderung. Beschlossen wurde auch eine Übergangsregelung beim Taschengeld, das jetzigen Heimbewohnern bisherige Ansprüche auf einen zusätzlichen Barbetrag sichert. SPD und Grüne sprachen von einer gerechten Lösung. Der Union geht sie jedoch nicht weit genug.

Nach Einführung der Praxisgebühr und der höheren Zuzahlungen Anfang 2004 war beklagt worden, dass Heimbewohner mit Sozialhilfe jeweils zu Jahresbeginn ungerecht belastet werden. Obwohl ihre persönliche Belastungsgrenze in der Regel bei jährlich nur rund 36 Euro liegt, kam es vor, dass die gesamte Summe schon im Januar zusammenkam und den Großteil des Taschengelds von 88,50 Euro im Monat auffraß.

Mit der Neuregelung werden die Kommunen als Sozialhilfeträger verpflichtet, den Heimbewohnern ein Darlehen einzuräumen, damit sie den Gesamtbetrag für Zuzahlungen über das ganze Jahr hinweg strecken können. So werden jeden Monat für den Patienten nur gut drei Euro fällig.

Mit der zweiten Änderung wird eine Übergangsregelung für das zusätzliche Taschengeld für Heimbewohner mit Sozialhilfe und eigenem Einkommen für die jetzigen Bezieher gesichert. Sie
erhalten auf Dauer weiter 44,50 Euro zusätzlich zu den 88,50 Euro, die allen Sozialhilfeempfänger in Heimen zustehen. Wer erst nach dem l. Januar 2005 ins Heim kommt und ebenfalls einen Teil der Kosten aus eigenem Einkommen selbst trägt, erhält den Zusatzbetrag nicht mehr. Alle bekommen aber weiter die 88,50 Euro Taschengeld.

Der parlamentarische Staatssekretär Sozialministerium, Franz Thönnes, betonte, der Wegfall des Zusatzbetrags sei im Prinzip gerechtfertigt. Doch hätten die bisherigen Empfänger bereits ihre Lebensplanung darauf eingestellt. Deshalb werde dieser für sie erhalten.
Neue Heimbewohner könnten sich auf den geringeren Taschengeldbetrag einstellen. Grünen-Sozialexperte Markus Kurth betonte zudem, dass die Kommunen und Länder alle Sparmöglichkeiten bei der Sozialhilfe unbedingt ausnutzen wollten. 
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